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Sachverhalt
Der Amtsverwaltung liegt ein begründeter Hinweis darauf vor, dass der § 5 der 
geltenden Satzung geändert werden muss. Die Regelungen sind den Vorgaben 
des § 11 Abs.5 des KAG M-V anzupassen. Die Klarstellung zum Sachverhalt wurde 
im Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Greifswald vom 21.10.2019 Aktenzeichen 
1 K 147/16 vorgenommen.
Folgender Auszug ist der Urteilsbegründung entnommen:
(1) § 4 Abs. 1 lit. b) Kurabgabensatzung bestimmt eine Befreiung von der 
Kurabgabepflicht für nahe Verwandte (Eltern, Kinder, Geschwister, 
Geschwisterkinder, Großeltern, Enkel, Schwiegereltern sowie Schwager und 
Schwägerinnen 1. Grades) von Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
(Hauptwohnsitz im Sinne des § 16 Abs. 2 LMG) im Erhebungsgebiet haben, wenn 
sie ohne Vergütung in deren Hausgemeinschaftaufgenommen werden. Das 
verstößt gegen § 11 Abs. 2 KAG M-V. Die Befreiung ist auch nicht gemäß § 11 
Abs. 5 KAG M-V zulässig, weil sie nicht aus sozialen Gründen gerechtfertigt ist.
und ff.
Gemäß § 11 Abs. 5 KAG M-V können Kurabgabensatzungen Befreiungen allein 
aus sozialen Gründen vorsehen. Das sind Gründe, die an die eingeschränkte 
finanzielle Leistungsfähigkeit oder die besondere Schutzbedürftigkeit von 
Personengruppen anknüpfen (OVG Greifswald, Urt. v. 26.11.2014 – 1 K 14/11 –, 
juris Rn. 41). Der Landesgesetzgeber hat – im Unterschied zu anderen 
Landesgesetzgebern – nur soziale Gründe zur Begründung eines 
Befreiungstatbestandes festgelegt.

Beschlussvorschlag
Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg–
Vorpommern (KV M-V) vom 13.Juli 2011 (GVOBl. M-V S.777) und der §§ 1, 2, 11 
und 17 des Kommunalabgabengesetzes (KAG M-V) i.d.F.d.Bek. vom 12. April 
2005 (GVOBl. M-V Nr.7 S.146), zul. Geänd. durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. 



Juli 2011 (GVOBl.
S.777, 833) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Putgarten die beigefügte zweite Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung einer Kurabgabe der Gemeinde Putgarten vom 26. Dezember 
2018 beschlossen.
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Putgarten 
die beigefügte zweite Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer 
Kurabgabe der Gemeinde Putgarten vom 26. Dezember 2018 beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen
Haushaltsmäßige 
Belastung:

Ja:   Nein: X  

Kosten:                                                                                                  € Folgekosten:  €
Sachkonto:  Produkt 575000.43620001
Stehen die Mittel zur Verfügung:                                                        Ja:    Nein:   
 

 

Anlage/n
1 2.Änderung KA-Satzung Putgarten



 

Zweite Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung einer Kurabgabe in der Gemeinde Putgarten vom  

26. Dezember 2018 
 

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg–Vorpommern  

(KV M-V) vom 13.Juli 2011 (GVOBl. M-V S.777) und der §§ 1, 2, 11 und 17 des 

Kommunalabgabengesetzes (KAG M-V) i.d.F.d.Bek. vom 12. April 2005  

(GVOBl. M-V Nr.7 S.146), zul. Geänd. durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVOBl. 

S.777, 833) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Putgarten  

vom 

folgende Satzung erlassen. 

 

 

Artikel 1 

Änderung des § 5 Befreiung 

 

In § 5 der Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe in der Gemeinde Putgarten vom 26.12.2018 

werden die Nr. 2, 3, 4 und 5 gestrichen. 

Nr. 6 und Nr. 7 werden entsprechend zu Nr. 2 und Nr.3. 

 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Putgarten, den………………….(Ausfertigungsdatum) 

 

 

Möbius 

Bürgermeisterin 

 

Hinweis: 
Gemäß § 5 Abs.5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg – Vorpommern wird darauf hingewiesen, dass ein Verstoß 
gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die in dem genannten Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden 
sind, nach Ablauf eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann. Diese 
Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der Jahresfrist schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, gegenüber der Gemeinde Putgarten geltend gemacht wird. Abweichend von Satz 1 kann 
eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- und Bekanntmachungsvorschriften stets geltend gemacht werden. 
 

Verfahrensvermerk:  ausgehängt am:    ______________  bestätigt: ______________ 
- Öffentliche Bekanntmachung - abzunehmen am:  ______________ 

abgenommen am: _______________ bestätigt:_______________ 
 
 

Bekanntmachungsort:    Vitter Weg 10 in Putgarten (am Giebel außerhalb des Gebäudes) 
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